
Antrag INF-05: Heranziehung freier bzw. gemeinnützig 
anerkannter Träger für Aufgaben der Jugend-, Sozial und 
Eingliederungshilfe
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Sachgebiet: INF - Soziale Infrastruktur 

 1 1. In den Sozialgesetzbüchern (besonders 8, 9 und 12) ist klarzustellen, dass die
 2 vorrangige Heranziehung freier und gemeinnütziger Träger zu Aufgaben der Jugend-,
 3 Sozial- und Eingliederungshilfe nicht mit Hilfe des nationalen Wettbewerbsrechts zu
 4 erfolgen hat.

 5 2. Sind mehrere subsidiär in Frage kommenden Maßnahmeträger interessiert, eine aus
 6 dem Bedarf sich ergebende Aufgabe wahrzunehmen, so klären die örtlichen
 7 Arbeitsgemeinschaften der freien Träger gegenüber dem Kostenträger binnen einer
 8 Frist, mit welchem/welchen geeigneten Maßnahmeträger/n im Einzelfall eine
 9 Finanzierungsvereinbarung innerhalb einer weiteren Vierwochenfrist abzuschließen ist.

Begründung
Seit der Neuordnung des Europarechts und der Anpassung des nationalen Wettbewerbsrechts gibt es in 
etlichen Kommunen einen Disput zwischen den Vergabestellen, oft unterstützt von den RPA und den 
Rechtsämtern und den Fachbereichen der Jugend-,Sozial- und Eingliederungshilfe. Die einen meinen, jede 
soziale Dienstleistung sei öffentlich, möglichst europaweit auszuschreiben. Wettbewerbsrecht, die 
dazugehörigen Wertgrenzen und - die Zuständigkeit von Vergabekammern sei gegeben. Bei Interesse an 
Wahrnehmung einer Aufgabe aus dem Spektrum der u.a. der Jugend- Sozial- und Eingliederungshilfe sei 
eine Ausschreibung für alle gleich vorzubereiten. Sollte es im Verfahren Nachfragen etc. geben, so sind die 
allen zu beantworten, die sich für die Ausschreibung gemeldet haben.

Obwohl z.B. in 854 SGB 8 und 5 SGB 9 deutlich der Vorrang der freigemeinnützigen Träger für die 
Aufgabenerledigung postuliert ist, beanspruchen die öffentlichen Träger eine Legitimation zur 
Durchführung wettbewerblicher Verfahren, beenden damit aber oft auch die konstruktive und 
partnerschaftliche Zusammenarbeit zwischen öffentlichen und freigemeinnützigen Trägern in den o.g. 
Aufgabenbereiche.

Implausibel sind wettbewerbsrechtliche Verfahren, weil durch vorgegebene - Standards bei Menge und 
Qualität des Personals und der in der Regel bestehenden Tarifbindung der Bewerber Preisvorteile sich 
durch Wettbewerb in aller Regel nicht ergeben. Das Wettbewerbsrecht hat aber als führende Philosophie 
den Gedanken, gute Qualität zum günstigsten Preis einzukaufen.
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